
Rechtsverordnungen

Rechtsverordnung
zur Gefährdungsbeurteilung

im Rahmen des Arbeitsschutzes
(GefährdungsbeurteilungsRVO)

Vom 18. Mai 2010

Der Evangelische Oberkirchenrat erlässt aufgrund von
§ 9 Nr. 1 KArbSchutzG folgende Rechtsverordnung:

§ 1

(1) Nach § 3 Abs. 2 Nr. 4 KArbSchutzG gehört zu den
Aufgaben der bzw. des Arbeitsschutzbeauftragten,
durch Beurteilung der mit der Arbeit verbundenen Ge-
fährdung zu ermitteln und zu dokumentieren, welche
Maßnahmen des Arbeitsschutzes erforderlich sind
(Gefährdungsbeurteilung).

(2) Die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung er-
folgt nach Maßgabe des staatlichen Gesetzes über die
Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur
Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheits-
schutzes der Beschäftigten bei der Arbeit (Arbeitsschutz-
gesetz), insbesondere § 5 Arbeitsschutzgesetz.

(3) Ergeben sich wesentliche Änderungen, unter
denen die Tätigkeiten im Blick auf Arbeitsmittel, -abläufe,
-bedingungen, -stoffe zu verrichten sind, oder treten

neue wesentliche Gefährdungen auf oder wird eine
Gefährdung aufgrund veränderter arbeitswissenschaft-
licher Erkenntnisse festgestellt, ist die Gefährdungs-
beurteilung zu überprüfen und anzupassen.

§ 2

Auf Antrag der Mitarbeitervertretung hat die bzw. der
Arbeitsschutzbeauftragte eine paritätisch besetzte
Arbeitsgruppe zur Gefährdungsbeurteilung (AzG) zu
bilden. Die Mitglieder werden je zur Hälfte vom Rechts-
träger (§ 2 KArbSchutzG) und von der Mitarbeiter-
vertretung benannt.

§ 3

(1) Die Mitarbeitenden des Rechtsträgers sind in
die Durchführung der Gefährdungsbeurteilung ein-
zubeziehen.

(2) Die Mitarbeitenden sind von der oder dem
Arbeitsschutzbeauftragten über das Ergebnis der
Gefährdungsbeurteilung, insbesondere über erforder-
liche Maßnahmen des Arbeitsschutzes, zu unterrichten.

(3) Beschwerden gegen vorgesehene Maßnahmen
richten betroffene Mitarbeitende an die AzG (§ 2 S. 1).
Diese berät, unter Berücksichtigung der in der Be-
schwerde vorgetragenen Argumente, die vorgesehenen
Maßnahmen erneut und unterbreitet dem Rechtsträger
einen Vorschlag zur Entscheidung.

Rechtsverordnungen

Rechtsverordnung zur Gefährdungsbeurteilung im Rahmen des Arbeitsschutzes (GefährdungsbeurteilungsRVO) . . . 125
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§ 4

(1) Die Mitarbeitenden können verlangen, dass der
Rechtsträger die Gefährdungsbeurteilung aufgrund der
Gegebenheiten nach § 1 Abs. 3 überprüft und anpasst.

(2) Lehnt der Rechtsträger die Überprüfung der
Gefährdungsbeurteilung ab, ist die AzG für die Be-
ratung der schriftlich begründeten Beschwerde zu-
ständig.

(3) Der Rechtsträger entscheidet auf Vorschlag der AzG,
ob und in welchem Umfang der Beschwerde im Einzel-
fall abgeholfen wird. Wird dem Vorschlag nicht gefolgt,
sind die Gründe darzulegen.

§ 5

(1) Zur Durchführung ihrer Aufgaben sind der AzG
die erforderlichen, zur Verfügung stehenden Unterlagen
zugänglich zu machen.

(2) Die notwendigen Kosten für die Arbeit der AzG
trägt der Rechtsträger.

(3) Die AzG kann sich eine Geschäftsordnung geben,
in der die Besetzung der AzG und die Regelungen
über die Einbeziehung der Mitarbeitenden bei der
Gefährdungsbeurteilung (§ 3 Abs. 1) und deren Unter-
richtung (§ 3 Abs. 2) sowie Regelungen über die Zu-
rüstung der Mitglieder der AzG getroffen werden können.

§ 6

Diese Rechtsverordnung tritt am 1. Juni 2010 in Kraft.

K a r l s r u h e , den 18. Mai 2010

Der Evangelische Oberkirchenrat

D r . U l r i c h F i s c h e r

Landesbischof

Studien- und Prüfungsordnung
der Evangelischen Hochschule Freiburg

für den Bachelorstudiengang
Pädagogik der frühen Kindheit

Vom 29. Juni 2010

Angesichts des Umfanges des Textes haben wir davon
abgesehen, diese Rechtsverordnung im vorliegenden
Gesetzes- und Verordnungsblatt zu veröffentlichen. Statt
dessen wird sie in der Sondernummer 8 a (gleiches
Ausgabedatum) wiedergegeben, die Sie bei Bedarf
beim Bestellservice des Evangelischen Oberkirchenrates
(Telefax 0721 9175 563 oder unter der E-Mail-Adresse
bestellservice@ekiba.de) beziehen oder im Internet
(www.kirchenrecht-baden.de) abrufen können.
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Gebührenverzeichnis zur Regelung
über die Erhebung von Gebühren,
Beiträgen und Entgelten an der
Evangelischen Hochschule Freiburg
(Gebührenregelung)
in der Fassung vom 28. Juni 2010

Anlage 1 zur Gebührenregelung der Evangelischen
Hochschule Freiburg vom 20. April 2009 in der Fassung
vom 28. Juni 2010 (§ 2) – Gebührenverzeichnis –

Gebühren, Beiträge und Entgelte Höhe Zahlungsweise Fälligkeit

1. Bewerbungsgebühr 20 p einmalig Bei Bewerbung

2. Verwaltungsgebühr 140 p einmalig Spätestens am Tag
der Zulassung

3. Studienbeiträge
für best. Studiengänge
(privatrechtl. Entgelt)

500 p pro Semester Jeweils vor
Semesterbeginn
zur Einschreibung
bzw. Rückmeldung

4. Betreuungsgebühr Bei Rückmeldung

4.1 im Praxissemester (In- und
Ausland)

100 p Bei Rückmeldung

4.2 im Theoriesemester
im Ausland

50 p Bei Rückmeldung

5. Zulassungsgebühr 40 p pro Semester Bei Rückmeldung

6. Zusätzliche Gebühr bei ver-
späteter Rückmeldung

15 p einmalig Tag der Wieder-
herstellung
des Studien-
verhältnisses

7. Grundmitgliedschaft
im Studentenwerk zzgl. Beitrag
Semesterticket (Beitrag Semester-
ticket entfällt für Beurlaubte)

Betrag
wird vom
Studenten-
werk
festgelegt.

pro Semester a) bei der Erst-
immatrikulation

b) bei der Rück-
meldung

8. Staatliche Anerkennung 20 p einmalig vor Ausgabe der
Urkunde

9. Bibliotheks- und Mahngebühren (Kontosperrung
ab 5 Euro
Gebührenschuld)

9.1 Ausstellung
eines Bibliotheksausweises
– EH-Studierende u. Mit-

arbeiter/innen –
– Studierende

anderer Hochschulen 3 p einmalig Bei Ausstellung
– Neuerstellung bei Verlust/

Beschädigung
3 p einmalig Bei Neu-

ausstellung
9.2 Vormerkungen Porto einmalig Bei Versand der

Benachrichtigung
9.3 1. Mahnung

2. Mahnung
3. Mahnung

1 p
2 p
4 p

pro geliehenem
Buch und
angefangener
Woche

nach Feststellung
des Mahnfalles

9.4 Überschreitung
kurzer Leihfristen

1 p Pro Tag
u. Medium

Bei Überschreitung
der Leihfrist

9.5 Wiederbeschaffung
Wiederbeschaffungswert zzgl. 10 p Bearbeitungs-

gebühr
nach 3. Mahnung
oder Verlust bzw.
Beschädigung

10. Gasthörergebühr
10.1 – pro Semester
10.2 – Studientage

25 p
30 p pro Semester

bei Ausgabe
des Gasthörer-
ausweises

11. Studierendenausweis
– Ersatzausfertigung

10 p
15 p

einmalig
einmalig bei Ausgabe des

Ersatzausweises

12. Übereinstimmungsvermerke
auf Kopien und Zweitschriften

1 p je Zweitschrift/
Kopie

Kopien und
Zweitschriften von
Urkunden und
Schriftstücken
der EHF ab dem
3. Exemplar

13. Allgemeine Verwaltungs-
gebühren
13.1 für Ersatzausstellungen von

Urkunden und Schriftstücken
13.2 für die Erteilung von umfang-

reichen schriftlichen Auskünften
und ähnliche Leistungen

10 p

10 p

je Ersatz-
ausstellung
je erforderlicher
Arbeitsstunde

zzgl. Porto

nach beantragter
Leistung

14. Schutzgebühren
14.1 – Vorlesungsverzeichnis

14.2 – Hochschulbrief

3 p

3 p

Für hochschul-
fremde Personen,
je Exemplar

Verkauf
in Bibliothek

15. Anteiliger Ersatz v. Druck-
u. Reproduktionskosten

10 p je Theorie-
semester

Professor Dr. Reiner Marquard
Rektor
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